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Auf die Beschwerde des Beklagten wird der Beschluss des Sozialgerichts Berlin vom
3. Januar 2003 aufgehoben. Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin keine
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Auf den Antrag der KlÃ¤gerin vom 2. November 1999, bei ihr die von dem
Internisten Dr. P. behandelten Krankheitsbilder Hepatitis C, AnÃ¤mie,
Magenbeschwerden, WirbelsÃ¤ulenbeschwerden und Hypertonus als
Behinderungen anzuerkennen, forderte der Beklagte Befund- und
Behandlungsberichte von diesem Arzt und dem OrthopÃ¤den Dr. E. an. Nach deren
Auswertung lehnte er es durch Bescheid vom 7. August 2000 ab, die KlÃ¤gerin als
schwerbehinderten Menschen anzuerkennen. Keine der vorliegenden
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen erreiche einen Grad der Behinderung â�� GdB â��
von wenigstens 20.

Der Widerspruch der KlÃ¤gerin fÃ¼hrte im Widerspruchsbescheid vom 12. April
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2001 zur Anerkennung eines GdB von 30. Hierbei fanden folgende Behinderungen
BerÃ¼cksichtigung:

a) VerschleiÃ�erscheinungen und BandscheibenlÃ¤sionen im Hals- und
LendenwirbelsÃ¤ulenbereich, CervikalmigrÃ¤ne;

b) Chronische Hepatitis C;

c) Neigung zu MagengeschwÃ¼rsbildung, Dickdarmdivertikulose;

d) Bluthochdruck.

Einer gutachterlichen Stellungnahme des Internisten Dr. B. vom 9. November 2000
folgend wurde der GdB der Behinderungen zu den Buchstaben a) und b) mit jeweils
20 in Anrechnung gebracht, der zu c) und d) mit jeweils 10.

Im Klageverfahren reichte die KlÃ¤gerin dann erstmalig ein Attest der sie seit dem
16. Oktober 1998 behandelnden NervenfachÃ¤rztin F.-K. vom 11. Mai 2001 zur
Gerichtsakte, die ihr u.a. eine chronifizierte depressive Verstimmung und eine
SomatisierungsstÃ¶rung bescheinigte. Auch im Attest des Internisten Dr. P. vom 18.
August 2001 fand sich erstmalig neben diversen Krankheitsbildern der Hinweis auf
eine reaktive Depression. Ein vom Sozialgericht angeforderter Befundbericht der
NervenÃ¤rztin vom 12. April 2002 und das von der KlÃ¤gerin eingereichte, in ihrem
Rentenrechtsstreit eingeholte Gutachten des Arztes fÃ¼r Psychiatrie und
Neurologie K. vom 24. April 2002 fÃ¼hrten zur Anerkennung einer als â��seelisches
Leidenâ�� bezeichneten weiteren Behinderung, deren GdB 40 ausmachte. Die
KlÃ¤gerin sei deshalb seit Oktober 2001 (erstmalige Geltendmachung dieses
Krankheitsbildes) schwerbehindert.

Das durch Bescheid vom 20. Juni 2002 ausgefÃ¼hrte Anerkenntnis des Beklagten
nahm die KlÃ¤gerin an. Zugleich beantragte sie, dem Beklagten ihre
auÃ�ergerichtlichen Kosten aufzuerlegen. Durch Beschluss vom 3. Januar 2002
entschied das Sozialgericht, dass der Beklagte der KlÃ¤gerin deren
auÃ�ergerichtlichen Kosten zur HÃ¤lfte zu erstatten habe. Abzustellen sei insoweit
nicht auf die erstmalige Geltendmachung des seelischen Leidens durch die
KlÃ¤gerin, sondern auf das tatsÃ¤chliche Vorliegen dieses Leidens. Nach dem
schlÃ¼ssigen Gutachten des Arztes K. sei insoweit vom September 2000
auszugehen. Zu einer vollen Kostenbelastung des Beklagten habe es nur deshalb
nicht kommen kÃ¶nnen, weil die rechtskundig vertretene KlÃ¤gerin Angaben Ã¼ber
eine nervenfachÃ¤rztliche Behandlung erstmalig im Klageverfahren geltend
gemacht und dem Beklagten damit keine Veranlassung gegeben habe, bereits im
Verwaltungsverfahren entsprechende Ermittlungen einzuleiten. Unter AbwÃ¤gung
dieser Aspekte sei eine Kostenteilung sachgerecht.

Gegen den am 11. Februar 2003 zugestellten Beschluss richtet sich die Beschwerde
des Beklagten vom 11. MÃ¤rz 2003. Er macht geltend, die zum Klageerfolg
fÃ¼hrende Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft sei erst durch die
zusÃ¤tzliche Anerkennung des seelischen Leidens mÃ¶glich geworden. Dieses sei
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erst mit dem Schreiben des BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin vom 31. Oktober
2001, also wÃ¤hrend des Gerichtsverfahrens, bekannt geworden. HÃ¤tte die
rechtskundig vertretene KlÃ¤gerin im Widerspruchsverfahren auf ihr seelisches
Leiden hingewiesen, hÃ¤tte sich ein Klageverfahren mÃ¶glicherweise vermeiden
lassen. Er jedenfalls habe zur Klageerhebung keine Veranlassung gegeben.

II.

Bei der nach Â§ 193 Abs. 1, 2. Halbsatz des Sozialgerichtsgesetzes -SGG- zu
treffenden Kostenentscheidung hat das Gericht nach sachgemÃ¤Ã�em Ermessen zu
entscheiden und dabei insbesondere auch die Erfolgsaussichten der Klage zu
berÃ¼cksichtigen (BSG SozR Â§ 193 SGG Nr. 3). Zu prÃ¼fen sind darÃ¼ber hinaus
auch die GrÃ¼nde fÃ¼r die Klageerhebung, also die Frage, ob der Beklagte
Veranlassung zur Klage gegeben hat und ob er auf im Laufe des Rechtsstreits
eingetretene Ã�nderungen angemessen reagiert hat.

Unter Beachtung dieser GrundsÃ¤tze entspricht es sachgemÃ¤Ã�em Ermessen, den
Beklagten nicht mit den auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin zu belasten. Er
hat, soweit es um das zur Erledigung des Rechtsstreits fÃ¼hrende und im Bescheid
vom 20. Juni 2002 anerkannte zusÃ¤tzliche seelische Leiden geht, keine
Veranlassung zur Klageerhebung gegeben. Im Verwaltungsverfahren war von der
KlÃ¤gerin ein nervenÃ¤rztlich relevantes Leiden ebenso wenig geltend gemacht
worden wie die Inanspruchnahme der NervenÃ¤rztin F.-K. seit Oktober 1998. Die
vom Beklagten eingeholten Befundberichte der von der KlÃ¤gerin benannten
HausÃ¤rzte boten keinen Anlass zu der Annahme, die KlÃ¤gerin konsultiere auch
einen Nervenfacharzt oder bedÃ¼rfe ggf. einer entsprechenden Behandlung. Zwar
wurden im Antrag der KlÃ¤gerin vom 2. November 1999 als Beschwerden auch
Abgeschlagenheit, Unruhe, Schlaflosigkeit benannt. Diese undifferenzierten und von
den HausÃ¤rzten nicht als behandlungsbedÃ¼rftig benannten Beschwerdebilder
boten dem Beklagten zu Recht noch keine Veranlassung, insoweit Ermittlungen in
die Wege zu leiten.

Erst die durch den Nervenarzt K. im Rentenrechtsstreit durchgefÃ¼hrte
Untersuchung und die im Klageverfahren beigebrachten bzw. angeforderten
Berichte der Frau F.-K. lieÃ�en eine sachgerechte Beurteilung des im
Klageverfahren neu eingefÃ¼hrten seelischen Krankheitsbildes und des AusmaÃ�es
der damit verbundenen FunktionseinschrÃ¤nkungen der KlÃ¤gerin zu. Diese hat der
Beklagte nach Kenntnisnahme des Gutachtens vom 24. April 2002 umgehend
eingeholt. Er hat dann durch Teilanerkenntnis auf die erst im Verlaufe des
Klageverfahrens bekannt gewordene, als Behinderung relevante VerÃ¤nderung im
Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin angemessen reagiert. Ohne Einfluss ist hierbei,
ab wann VerÃ¤nderungen bei der KlÃ¤gerin eingetreten sind, ob bei
Behandlungsbeginn im Oktober 1998, ob im Zeitpunkt der Untersuchung durch
Herrn K. im April 2002 oder zu einem anderen Zeitpunkt. MaÃ�geblich ist allein, zu
welchem Zeitpunkt fÃ¼r den Beklagten Veranlassung bestanden hat, eigenstÃ¤ndig
ermittelnd tÃ¤tig zu werden. Das war aber erst aufgrund der mit Schriftsatz vom 31.
Oktober 2001 Ã¼berreichten Atteste der NervenÃ¤rztin F.-K. der Fall, mit denen die
KlÃ¤gerin erstmalig die Behandlungsnotwendigkeit eines seelischen Leidens unter
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Beweis stellte.

Es ist deshalb sachgerecht und entspricht der Billigkeit, den Beklagten ungeachtet
der in der Sache erfolgreichen Klage nicht, auch nicht anteilig, mit den
auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin zu belasten.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 Sozialgerichtsgesetz).

Erstellt am: 14.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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